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Berlin, 9. Januar. Die Antwort des Zuftigmini- 
ſtere Dr. Leonhardt auf die Angriffe des Abgeordneten Lasker 
gegen das preußiſche Juſtizweſen ia der geſtrigen Sitzung des Ab⸗ 
geordnetenbauſes hat einen großen Eindruck gemacht. Der neue 
Juſtizminiſter hat bewieſen, daß er nicht nur die Zähigkeit beſitzt, 
ſein Departement dem Landtage gegenüber würdig zu repräfentiren, 
ſondern auch die Mittel, die Kritik der Oppoſttion in der geſchick⸗ 
teſten und entſchledenſten Weiſe zurückzuwelſen. Die Abfertigung 
des Herrn Lasker durch den Juſtizminiſter wird von allen Seiten als 
gelungen und vollſtändig betrachtet. Die bekannte Art der Dar- 
ſtellung des Herrn Laster hat nicht nur allein auf den Juſtizmi⸗ 
niſter, ſondern auch auf alle Unbefangenen „den Eindruck der 
Wabrdeit und Unbefangenheit nicht machen können.“ Nach der 
entſchiedenen Vertheldigung des Richterſtandes durch den Juſtizmi- 
niſter wird übrigens der Richterſtand wiſſen, daß er die Berter- 
tung feiner Intereſſen nicht bei den parlamentariſchen Advokaten, 
ſondern bei den böchſten Behörden ſelbſt zu ſuchen hat. — Es 
muß anerkannt werden, daß die Artikel der „Provinzial-Korrespon- 
denz über den Nothſtand in Oſtpreußen nicht blos eine 
willige Aufnahme in den meiſten Blättern gefunden, ſondern auch 
in den weiteften Kreiſen einen guten Eindruck gemacht haben. Die 
Zahl der Blätter, die ſich in dieſer Angelegenheit unwürdig beneh⸗ 
men und ſelbſt das Unglück für ihre demagogiſchen Zwecke auszu⸗ 

beuten ſuchen, iſt glücklicher Weiſe nur gering. Jetzt wird übri- 
gens für die angeblichen Hungertyphus⸗Fälle in Gumbinnen außer 

der Autorität von 4 Laien auch die Autorität eines Dr. Hoogeweg 

in den Blättern ang führt. Nach guten Berichten find nun aber 

die A vom Typhus Betroffenen aus verſchiedenen Theilen der Pro- 

vinz gekommen und gehören nicht einmal alle den dürftigſten Ständen 

an, ebenſowenig if eine Kauſalverbindung zwiſchen deren Krank- 

beit und dem Notbſland nachgewieſen. Wie dem aber auch jet, 

vom Hungertyphus zu reden, wenn es ſich nicht um eine Epidemie, 

ſondern um 4 vereinzelte Typhusfälle handelt, deren Zujammen- 

bang mit dem Nothſtand nicht nachzuweiſen, iſt nach der Anſicht 

biefiger bewährter Aerzte Unſinn. — Ueber die Beſetzung einer Stelle 

eines Vicepräſidenten bei der Regierung in Kaſſel iſt jetzt 
eine Entſcheldung erfolgt, dieſelbe wird durch einen in den neuen 
Provinzen bereits beſchäftigten böbern Beamten beſetzt werden. — 
— Die Volkszeitung“ fabelt von 1500 Ordensverleihungen, 
dle d 8 zofeſt bringen joll. Es liegt hier jedenfalls 
gtpagarte Be ung vor. Ein andere 
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die aber bekanntlich nicht identiſch mit den Ordensverleibungen find, 
da viele Eingeladene (Generalität, die höchſten Staatsbeamten u. 
ſ. w., die an allen Hoffeſtlichketten theilnebmen) keine Orden er- 
halten. — Der mit Belgien vereinbarte neue Poſtvertrag be- 
zlebt ſich nicht auf den geſammten Poſtverkehr, ſondern auf die 
Fahrpoſt. Die Ratifikation des Vertrags ſteht nabe bevor. — 
Der Kongreß der norddeutſchen Landwirtbe wird ungefähr vom 
15. bis 20. Februar bier tagen. Die oppoſittonelle Stellung, die 
das Comité anzunehmen die Abſicht hatte, darf als aufgegeben 
bezeichnet werden, ſeitdem daſſelbe eine andere Geſtaltung ange⸗ 
nommen hat. Bald nach Abſchluß des Kongreſſes wird voraus- 
ſichtlich das Landts-Oelonomſe-Kollegium feine Thätigkelt beginnen. 

Berlin, 10. Januar. Se. Majeſtät der König Fonferirte 
Donnerſtag Vormittag mit dem Finanzminiſter v. d. Heydt, nahm 
darauf die Vorträge der beiden Hofma'ſchälle Grafen Püchler und 
Perponcher entgegen und arbeitete dann bie 2 Uhr mit dem ſtell⸗ 
vertretenden Kriegeminiſter General v. Podbielski, dem General v. 
Storch und dem Chef des Milttarkabincte, v. Treekow. Nachmit⸗ 
tags ertheilte Se. Majeſtät der König dem Erzbiſchof Grafen Le⸗ 
dochowskl Audienz, welcher in Begleitung des Domherrn Janſczeweli 
aus Poſen hier eingetroffen iſt, und machte dann eine Ausfahrt. 
— Um 9 Uhr fand in K. Palais unter Tauberts Le'tung eine 
Soirée musicale ſtatt, in welcher Fil. Deſtiér Artöt, die Herren 
Wachtel, Woworeki, Betz und der Muſildirektor Walter aus Mün- 
chen mitwirkten. — Mit Ausnahme J. K. Hoh. der Frau Kron- 
prinzeſſin erſchlenen die ſämmtlichen Mitglieder der Köntglichen Fa- 
mille und die hier anmwejender Fürſtlichkelten in der Soirée und 
außerdem waren geladen der Oberſtkämmerer Graf Redern nebſt 
Gemahlin, die Minifter v. Mübler, Graf Eulenburg und Graf 
Ibenplitß, der Ober-Ceremonienmeiſter Graf Stilfried, der Erz⸗ 
biſchof Graf Ledochowskt und fein Begleiter, der ſachſiſche Kriege 
miniſter v. Fabrice, die Militärbevollmächtigten Rußlands, Englands, 
Frankreichs, Würtemberge, Sachſens, Badens ze. 

— Auf die Nachricht vom Tode v. Drepſe's bat der König 
von Preußen unterm 11. v. M. folgendes Telegamm an den Ma- 
alſtrat zu Sömmerda entſendet: „Mit wahrhafter Trauer erſehe 
ich aus Ihrem Telegramm die Betätigung des Todes des Herrn 
v. Dreyſe, deſſen pralllſcher Erfindungsgeiſt indirekt zum Umſchwung 
größter Verhaltniſſe beitrug. Wilbelm.“ 

— Der Herr Erzbiſchof von Poſen und Gneſen, Graf von 
Ledochowski, wurde geſtern Nachmittag vom Herrn Miniſter-Prä⸗ 
ſidenten Grafen v. Bismarck empfangen. 

— Eine telegraphiſche Depeſche bringt uns die betrübende 
Nachricht von dem geſtern Abend 7 Uhr in Boitzenburg erfolgten 
Ableben dee Staatsminiſters a. D. Arnim-Boipenburg. 

— Nach einer Bekanntmachung des Kriegsminiſteriums find 
am 20. Oktober v. J., dem Tage der Urwahlen für das Haus der 
Abgeordneten, Vormittags Kontrol-Verſammlungen abgehalten und 
die beorderte Mannſchaft bierdurch behindert worden, an dem Wahl; 
Akte Tpeil zu nehmen. Das Kriegeminifterium hat ſich demzufolge 
veranlaßt geſehen, darauf aufmerfjam zu machen, daß ſolches und 
ähnliches in Zukunft zu vermeiden iſt. 8 

— Geſtern Abend ſtellte die Gemeinde Kommiſſion den Be— 


und der Antrag des Refere 


richt über die Petition des Magiſtrats zu Poſen, ſowie mehrerer 
ähnlicher Petitionen feſt, betreffend die Heranziehung der Bank- 
Kommanditen zur Kommunalſteuer. Die übrigen Petitionen, welche 
demnächſt noch zur Berathung kamen, waren von keinem allgemeinen 
Intereſſe. 

— Der Abg. v. Bonin (Genthin) hat an die Regierung die 
Interpellation gerichtet, ob ſie noch in dieſer Seſſion oder jpäte- 
ſtens in der nächſten Seſſion einen Geſetzentwurf vorlegen werde, 
betreffend die Regelung der Angelegenheit wegen der Natural-Lei- 
ſtungen für die Armer. 

— Die Nattonalliberalen beriethen in der geſtrigen Frak- 
tlonsſitzung den Etat des Miniſteriums des Innern. Es werden 
Anträge auf Abſetzung der Gehaltspoſitionen für die höheren Gens 
b’armerie-Offiziere eingebracht werden, damit endlich die Regierung 
das Reorgantſatlonsgeſetz für die Gensd'armerte vorlege. — Auch 
die Fraktionen der Konſervativen und Freikonſervattven beriethen 
den Etat, Letztere außerdem noch die Entwürfe in Betreff der De- 
poſſedirten, des Provinzlalfonds für Hannover u. ſ. w. 

— Die Nothſtands-Kommiſſion trat geſtern Abend 6 Uhr 
unter dem Vorſitze des Abg. Rothe zu einer Sitzung zuſammen. 
Als Regierungs-Kommiſſarten waren anweſend die Herren Mini- 
ſterlal-Direktor v. d. Recke, Geh. Ober⸗Finanztrath Meinecke und 
Geh. Oberbaurath Koch. Es kamen zunächſt einige nachträglich 
eingegangene Petitionen zum Vortrage, welche durch die bisherigen 
Berathungen erledigt find. Die Petition der Eiſenbabn-Kommiſſion 
zu Memel wegen des Baues einer Eiſenbahn Tilſit-Memel mit 
feſter Brücke über die Memel ruft eine längere Diskuſſion hervor. 
Abg. Dr. Schultz empfiehlt dieſelbe dringend zur Berückſichtigung 
und ſtellt den Antrag: die Petition der Staatsregierung zur Be- 
rückſichtigung mit dem Erſuchen zu überweiſen, die Eiſenbahn Zilfit- 
Memel in Angriff zu nehmen, ſobald es die Finanzverhältniſſe des 
Staates irgend geſtatten. Herr v. Unruh beantragt dagegen, daß 
mit Rückſicht auf die Koſtſpieligkeit und vorausſichtlich geringe 
Rentabilität der Bahn das Abgeordnetenhaus die Inittative nicht 
ergreife, ſondern die Petition der Staatsregierung nur zur Erwä⸗ 
gung überwieſen werde. Nachdem noch die Herren v». Sauden- 
Tarputſchen, v. Salzwedel (Gerdauen), v. Vincke (Olbendorf) 
u. A. die Petitlon ebenfalls befürwortet und namentlich der Letztere 
einen Antrag geſtellt batte, ſofort mit dem Bau der Bahn vorzu⸗ 
geben, die Reglerungs Kommiſfarien fi übrerſelts nur für den An- 
trag Unruh ausgeſprochen hasen, wurde die Diskuſſton geſchloſſen 
en, Abg. v. Hennig angenommen: 
g. zur Berückſichligung zu über⸗ 


ie Petition der Staatsre 


weiſen.“ — Demnächſt wurde der Bericht über die AU-Millionen- 


Anleihe zu Eiſenbabnzwecken feſtgeſtellt und beſchloſſen, hinſichtlich 
mehrerer der Kommiſſton zugeſchriebenen, aber mit der Vorlage 
nicht in unmittelbarem Zuſammenhange ſtebenden Petitionen über 
neue Eiſenbahnen in einer beſonderen Sitzung zu verbandeln. 
Berlin, 9. Januar. (Haus der Abgeordneten.) 25. Sitzung. 
Präſident v. Forckenbeck eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. Am Mi⸗ 
niſtertiſch der Juſtizminiſter Dr. Leonhardt und mehrere Regierungs⸗ 
Kommiſſare. Die Bänke des Hauſes und die Tribünen find bei der Er⸗ 
oͤffnung der Sitzung äußerſt ſpärlich beſetzt. Nach Bewilligung einiger 
Urlaubsgeſuche wird in die Tagesordnung eingetreten und die Vorberathung 
des Juſtiz⸗Etats (allgemeine Beſprechung) fortgeſetzt. — Abg. Gleim 
(Kaſſel) macht eine Anfrage in Betreff der erheblichen Einbuße, welche eine 
große Anzahl von Juſtizbeamten in Heſſen erlitten habe. — Regierungs⸗ 
Kommiſſar, Geh. Juſtizrath Sydow: Auf eine Immediat⸗Vorſtellung der 
Aktuarien in Heſſen an Se. Maj. den König habe Allerhöchſtderſelbe Be⸗ 
richt erfordert. Die Sache werde zum Gegenſtande der ſorgfältigſten Prü⸗ 
fung gemacht werden; es ſei in dieſen Tagen der eingehende Bericht der 
betreffenden Provinzialbehörde erfordert worden. In welchem Umfange eine 
Entſchädigung werde eintreten können, darüber könne er noch nichts ſagen; 
die Sache werde aber der wohlwollendſten Berückſichtigung unterzogen 
werden. Auf die geſtern ausgeſprochenen Wünſche in Beziehung auf die 
Aufbeſſerung der Gehälter der Richter erwidere er, daß man mit Vorſicht 
die Pläne erwägen müfje, auf Grund deren die Erfüllung der Wünſche 
möglich ſein würde. Als ſolche Pläne ſeien bezeichnet eine Aenderung der 
Organiſation der Gerichte überhaupt und eiue Verminderung der Zahl der 
Beamten. Was die neuen Landestheile anlange, ſo ging die Anſicht der 
Regierung dahin, daß das Privatrecht ſo wenig als möglich berührt wer⸗ 
den dürſe; das allgemeine Wechſelrecht und Handelsgeſetz ſei eingefübrt. 
Anders aber ſtehe es mit dem Gebiete des öffentlichen Rechts. Unbeſtrittenes 
Erforderniß der Einheit des Staats ſei es, das die Beamten des Staats nach 
demſelben Geſetze beurtheilt würden und deshalb mußte mit der Einführung 
der Disziplinargeſetze vorgegangen werden, wodurch übrigens den Beamten 
auch zugleich ein höherer Rechtsſchuz gewährt wurde. Auf dem Gebete 
des materiellen Strafrechts fand die Regierung in den neuen Landestheilen 
nicht weniger als ſechs verſchiedene Strafrechts⸗Syſteme vor, ſogar die 
peinliche Halsordnung Kaiſer Karls V. Es mußte deshalb gleicher Boden 
für die Straſbarkeit hergeſtellt werden. Er wolle nicht auf diejenigen Be⸗ 
denken und Vorwürfe eingehen, welche geſtern gegen unſere Strafprozeß⸗ 
Ordnung im Algemeinen erhoben worden ſeien. Es kam darauf an, in 
den neuen Landestheilen eine Uebereinſtimmung mit den alten Landestheilen 
herbeizuführen; eine mögliche Verbeſſerung konnte daher noch nicht vorge⸗ 
nommen werden. Wenn unſere Kriminal⸗Juſtiz eine „Verfolgungs⸗Anſtalt“ 
genannt worden iſt, ſo kann er dies in dem Sinne nicht anerkennen, daß 
darin das Streben gefunden werde, die Leute à tout prix zu verurtheilen. 
Die Strafjuftiz habe die Aufgabe, zu verfolgen, was ſtrafbar fei, aber nur 
in dem Sinne, daß ſie die Wahrheit ermitteln ſolle. (Bravo.) Die Ein⸗ 
jegung eines oberſten Gerichtshofes hier in Berlin ſei im Intereſſe der 
Einheit der Rechtsſprechung geboten geweſen. — Abg. Leſſe: Die Unab- 
hängigkeit des Richterſtandes liege im Jutereſſe der Krone und des Volkes; 
fie ſei die Grundlage einer unparteiiſchen Rechtſprechung. Ueber die Frei⸗ 
gebung der Advokatur habe ſich die öffentliche Meinung eben ſo wie die 
Sachverſtändigen bereits entſchieden. Die Disziplinar⸗Geſetzgebung anlan⸗ 
gend, ſo ſei es doch nicht zu viel, wenn man verlange, daß der Richter, 
welcher der Wächter des Geſetzes ſein ſolle, auch wirklich unter dem Geſetze 
ſtehe. Das ſei die Idee geweſen, welche der verſtorbene Heinrich Simon 
in feiner Schrift vom Jahre 1844 über das Disziplinar ⸗Geſetz 
ausgeſprochen habe. Die Disziplinar-⸗Geſetze ſeien in den neuen 
Provinzen eingeführt; man müſſe alſo dahin ſtreben, dieſelben 
zu verbeſſern. Die Frage wegen der Organiſation des höchſten Gerichts- 
hofes werde erſt im nächſten Jahre, bei Gelegenheit der Vereinigung der 
hoͤchſten Gerichtshöfe, zur Sprache kommen köͤunen, und manche Organiſa⸗ 
tions-Veränderungen würden erſt möglich fein nach Einführung der neuen 
Prozeßordnung. Der Herr Juſtizminiſter möge überzeugt fein, daß wir 
(auf dieſer Seite) ihn bei jeder beabſichtigten Verbeſſerung unterſtützen wer⸗ 


den; er möge aber auch zu uns das Vertrauen haben, daß wir nur ſolche 
Klagen zur Sprache bringen, welche aus langjäbriger Beobachtung der 
praktiſchen Verhältniſſe eniſprungen find. — Abg. Frhr. v. Vincke (Olben⸗ 
dorff) ſpricht hierauf namentlich über die Koſten der Juſtizpflege im all- 
gemeinen. — Abg. Lasker: Er müſſe feine geſtrige Auseinanderſetzung 
aufrecht erhalten und wende ſich heute nur zu den Auslaſſungen des Re⸗ 
gierungs Kommiſſars, der ihn keineswegs widerlegt habe. lerdings ſei 
auf allen Gebieten des offentlichen Rechts eine Einheit herzuſtellen, aber es 
dürfe nicht das erſte Beſte herausgegriffen werden, ſondern es wüſſe eine 
Prüfung eintreten und man müſſe auf dem gewöhnlichen geordneten Wege 
damit vorgehen. Es ſei ihm auch nicht eingeſallen, Alles zu tadeln. 
In der Verordnung vom 16. September 1867 ſeien alle beſtehenden Zu⸗ 
ſtände in den neuen Provinzen radikal abgeſchnitten; dieſe Verordnung ſei 
ein Beweis der Geſetzgebungskunſt, wie dieſelbe im Juſtizminiſterium ge⸗ 
handhabt worden. Der Regierungs⸗Kommiſſar habe ſich dadurch mit ſich 
ſelbſt in Widerſpruch geſetzt, daß er behauptete, die Einheit des Rechts ſei 
nothwendig zur Vollendung des Einbeitsſtaates, während auf der anderen 
Seite einzelne Inſtitutionen beſtehen geblieben ſeien, ohne daß der Einheits⸗ 
ſtaat darunter gelitten. Eine Einheit ſei allerdings zu erſtreben, aber nicht 
durch Improviſationen, ſondern unter reiflicher Erwägung der Landesver⸗ 
tretung. Durch die Einführung des neuen Ober⸗Appellationsgerichtshofes 
ſei die Staatskaſſe nicht nur erbeblich belaſtet, ſondern auch die Juſtizpflege 
erheblich beeinträchtigt. Er wolle mit einigen Worten auf die geſtrigen Bemer⸗ 
kungen des Inſtizminiſters eingehen; er wolle aber nicht in demſelben Tone 
antworten, denn es ſei ſeine Abficht nicht, die Stellung des Juſtizminiſters 
zu erſchweren (Rufe: Oh, oh; ja, ja!), weil er trotz — geſtrigen Rede 
dennoch glaube, daß die Verbeſſerungen ſich von ſeinem Amtsantritt datiren 
werden. Die Ausdrücke deſſelben ſeien für eine ruhige Debatte nicht geeig⸗ 
net, dieſelben ſeien nicht am Platze. Gegenüber dem allgemeinen Vorwurf 
der Befangenbeit und daß er nicht wahr geſprochen, tröſte ihn der Umſtand, 
daß der Juſtizminiſter ſelbſt zugeſtanden habe, daß ihm die Verhältniſſe 
wenig bekannt ſeien. Der Vorwurf könne alſo für ibn nicht belaſtend ſein, 
da er nur aus der individuellen Anſchauung des Juſtizminiſters hervorge⸗ 
gangen. — Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: Meine geſtrigen Bemerkungen 
muß ich vollkommen auch heute aufrecht erhalten. (Bravo rechts) Herr 
Lasker hat behauptet, es exiſtire hier im Lande ein allgemeines Mißtrauen 
gegen den Richterſtand. Dies würde eine öffentliche Kalamität ſein, die 
ſich öffentlich zeigen würde. Wenn eine ſolche Behauptung in dieſem 
Saale gemacht wird, fo muß fie auch motivirt werden, und der Hr. Ab- 
geordnete hat ſeine Behauptung auf nichts Anderes geſtützt, als darauf, daß 
die Geſetze des Landes im Laufe der Zeit reformbedürftig geworfen wären. 
Dies kann man anerkennen; daraus folgt aber nicht, bab das Land dem 
Richterſtande mit Mißtrauen entgegenkommen müſſe. Wenn der Abgeord⸗ 
nete ſich damit tröſtet, daß ich die Verbältniffe nicht kenne, fo möge er 
dies thun; mich berührt dies nicht. Wenn der Abgeordnete behauptet, daß 
die Einführung des neuen Oberappellationsgerichts die Juſtizpflege beein- 
trächtige, ſo iſt nicht zu erſehen, worauf dieſe Behauptung ſich eigentlich 
ſtützt. (Bravo.) 

Abg Windthorſt (Meppen): Durch Kritiken verbeſſere man nicht; 
man müſſe praktiſche Vorſchläge machen über das, was man an die Stelle 
des Alten ſetzen wolle. (Beifall.) Der Redner geht nun auf die Ausfüh⸗ 
rung des Regierungs⸗Kommiſſars näher ein und ſpricht dem früheren Ju⸗ 


ſtizminiſter Grafen zur Lippe ſeinen Dank dafür aus, daß er die berechtig⸗ 


ten Eſgenthümlichkeiten Hannovers geſchützt habe. Abg. Frhr. v. Vin 
habe gerechnet, was die Hannoveraner koſten. Wenn er ſo von allen Sei⸗ 
ten Rechnungen erhalte, jo überkomme ihm das Gefühl, nicht, als ob er 
einem großen Staate angehöre, ſondern als ob er in einem Grand Hotel 
wohne. (Heiterkeit.) Zu einer guten und richtigen Organisation müſſe 
das Staatsminiſterium im Ganzen den Plan machen, nicht der einzelne 
Miniſter. Sie haben es übernommen, uns zu regieren — nun woblan, 
aber das können Sie nicht ohne einen feſten Plan. Man kann einen Staat 
uicht ausflicken, ſondern man muß ihn von der Baſis aus renoviren. Der 
Redner ſpricht ſchließlich den Wunſch aus, daß durch die Veröffentlichung 
des Entwurfes der neuen Prozeß⸗Ordnung der Wiſſenſchaft Gelegenheit 
gegeben werde, ſich darüber zu äußern. 

Ein Antrag auf Schluß der allgemeinen Beſprechung wird geſtellt, 
aber abgelehnt. — Abg. Hellwig ſpricht über die Zuſtände in Heſſen, Abg. 
Dr. Colberg (Halle) drückt dem Juſtizminiſter ſeinen Dank für die Wieder⸗ 
legung Laskers aus. — Die allgemeine Diskuſſion wird hierauf erſt ge⸗ 
ſchloſſen. Es folgen perſönliche Bemerkungen. — Abg. Lasker erklärt 
dem Juſtizminiſter gegenüber, daß derſelbe mehreren Ausdrücken von ihm 
eine ganz andere Auffaſſung gegeben habe, als er beabſichtigt, und berich⸗ 
tigt dieſelben. — Es folgt die Spezialdiskuſſion. — Zu Tit. 1 der Ein⸗ 
nahmen giebt Abg. Rohden, der Spezial⸗Kommiſſar des Hauſes iſt, Mit⸗ 
theilungen über die in den neuen Provinzen obwaltenden Verhältu ſſe und 
beklagt, daß es ſehr ſchwierig geweſen ſei, die Einnahmen auch nur annä⸗ 
hernd feſtzuſtellen; im Allgemeinen könne man mit den Aufitellungen des 
Etats Tit. 1—5 zufrieden ſein. — Abg. Dr. Bähr (Kaſſel) lenkt die Auf⸗ 
merkſamkeit des Hauſes nochmals auf die enorme Erhöhung der Gerichts⸗ 
koſten, die in Heſſen durch Aufhebung der dort beſtehenden und Einführung 
der bisher in Preußen geltenden Beſtimmungen erfolgt iſt. Dieſe Ver⸗ 
tbeuerung ſei um fo mehr zu beklagen, als auch bedeutende Steuer böhun⸗ 
gen in der Provinz Heſſen eingeführt worden wären. Er dittet den Juſtiz⸗ 
miniſter, hierauf feine Aufmerkſamkeit zu lenken. — Regierungs Kommiſſar 
Sydow: Die Juſtizverwaltung ift jedenfalls bereit, begründeten Beſchwer⸗ 
den abzuhelfen, ſo weit wie irgend möglich. — Tit 1 wird angenommen. 
— Zu Tit. 2 (Einnahmen, welche als Emolumente der Beamten zar Ver⸗ 
wendung kommen) beantragt 1) Abg. Rohden: das Haus wolle die Er⸗ 
wartung ausſprechen, daß die Verpflichtung der Juſtizbeamten zur Entrich⸗ 
tung der n denjenigen der hoͤhern Verwaltungsbeamten 
auch darin gleichgeſtellt werde, daß nur jeder Kandidat, der die Prüfung 
beſteht, zahlungspflichtig iſt; 2) Abg Lasker: die Regierung aufzufordern, 
die Prüfungsgebühren für die Befäbigungen zu den Aemtern der Juſtizver⸗ 
waltung in Wegfall zu bringen, und ſo weit nöthig, dafür Sorge zu tra« 
gen, daß die Examinatoren anderweitig aus Staatsmitteln entſchaͤdigt wer⸗ 
den. — Der Antrag Lasker wird abgelehnt; dagegen die ganze Rechte und 
das Centrum, auch Einzelne von der Linken, u. A. Waldeck. Der Antrag 
Rohden wird angenommen; darauf Tit. 2 genehmigt; eben ſo die übrigen 
Einnahmetitel. 

Es folgen die Ausgaben. 

Zu Tit. 5 (Obertribunal) liegen folgende Anträge vor: 

I) von Rohden und Bahlmann: „Das Haus wolle . 
gemäß feiner Beſchlüſſe bei der Vorberathung des Etats des Finanzminiſte⸗ 
riums die zum Vorauſchlage gebrachten Ausgaben feſtzuſetzen. Nr. 1 dem 
erſten Präſidenten 6000 % Nr. 2 fünf Vicepräſidenten jeder mit 3 00 
s fortdauernder Beſoldung 17,500 % Kolonne künftig wegfallend 2000 
A. Nr. 4 dem General-Staatsanwalt 3500 % und damit die Etatſätze 
pro 1867 wieder herzuſtellen.“ 

2) vom Abg. Lasker; „Tit. 5 Nr. 4: die für eine Ober⸗Staats⸗ 
anwaltſtelle wegen? der Geſchäftsvermehrung, welche aus dem Bezirk des 
neuen Oberappellationsgerichts hinzugetreten iſt, ausgeſetzte Summe von 
2600 74 zu ſtreichen.“ 

Die Abſtimmung über die im Etat verlaugten 7800 % durch Auf⸗ 
ſtehen, welche nach längerer Debatte erfolgte, bleibt zweifelhaft, die Zäh⸗ 
lung ergiebt, daß die Poſition mit 151 gegen 145 Stimmen abgelehnt iſt. 
(Dafür ſtimmen die Rechte, die Freikonſervativen, die Altliberalen und das 
Centrum, dagegen die ganze linke Seite des Hauſes) Darauf wird die 
Forderung der Regierung noch einmal in namentlicher Abſtimmung mit 
154 gegen 148 Stimmen abgelehnt; der Antrag Lasker alſo angenommen, 
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und bie Poſition 5 mit dieſer Modifikation genehmigt. Die Übrigen Poft- 
tionen des Tit. 5 werden ohne Debatte genehmigt. 

Die Sitzung wird darauf vertagt. — Nächſte Sitzung morgen, Frei⸗ 
tag, 10 Uhr. Tagesordnung: Fortſetzung der Vorberathung des Budgets 
(Juſtizminiſterium und Miniſterium des Innern.) 

Dresden, 7. Januar. Durch eine Reihe von Zeltungen 
lief kürzlich die Notiz, daß der König Johann im Januar d. J. 
abzudanken gedenke. Woher dieſes Gerücht, welches die offiziellen 
Blätter nicht einmal dementirt haben, eigentlich ſtammt, iſt ſchwer 
zu errathen; daß das Schweigen des „Dresdener Journals“ dazu 
aber keine Beſtätigung iſt, braucht kaum gejagt zu werden. — 
Der wachſende Nothſtand in unſerem Erzgebirge macht ih allſeitig 
fühlbar, und erfüllt Reglerung wie Bevölkerung mit großer Sorge. 
Das Minifterium hat an alle Gerichtsämter die Welſung ergehen 
laſſen, vlerzehntägig regelmäßige und ausführliche Berichte über die 
materielle Lage der betreffenden Bezirke abzuſtatten. Man ſcheint 
demnach mit der unzulänglichen Hülfe, die der Staat in ſolchen 
Fällen gewähren kann, und die unter den gegenwärtigen Verhält⸗ 
niſſen ſicher keine nachhaltige ſein wird, wenigſtens rechtzeitig und 
augenblicklich eingreifen zu wollen. Der Winter entfaltet zu alle- 
dem eine ungewöhnliche Strenge und Härte — in dem unglüd- 
lichen Johann⸗Georgenſtadt, wo ein großer Theil der Einwohner 
in Scheunen und Blockhäuſern kampirt, wird er wohl am ſchwer⸗ 
ſten empfunden. Kinigermaßen tröſtlich iſt es, daß wenigſtens 
die Weihnachtszeit die Herzen giöffnet hat, und nicht nur die 
Gaben für den Ort überhaupt wieder reichlicher fließen, ſondern 
auch jo viel an fpeziellen Welbnachtsgeſchenken zuſamuen gekom⸗ 
men iſt, um eine große Chriſtbeſcheerung für die Hunderte der Be⸗ 
dürftigen veranſtalten zu können, welche in den nächſten Tagen 
ſtatiſtaden wird. 

München, 9. Januar. In dem anläßlich der bevorſteben⸗ 
den Wablen zum Zollparlamente Seitens des Centrums der Ab⸗ 
geordnetenkammer veröffentlichten Programme werden die aufrichtige 
Durchführung des mit Preußen abgeſchloſſenen Schutz- und Trup- 
bündniſſes und eine den Beſtimmungen des letzteren entſprechende 
Umgeftaltung der baleriſchen Wehrverfaſſung als ſelbſtverſtändliche 
Pflichten anerkannt. Der Eintritt Baterns in den norddeutſchen 
Bund, heißt es welter in dem Programme, wle letzterer gegenwärtig 
geſtaltet, jet weder für nothwendig noch für wünſchenswerth zu er- 
achten. Die durch den Zollvereinsvertrag begründete Einheit müſſe 
zwar in politiſcher und wirtbſchaftlicher Hinſicht als Grundlage der 
weiteren nationalen Entwickelung angenommen werden, es könne 
dagegen nicht als zwedmäßig erachtet werden, ſchon jetzt im Zoll- 
parlamente auf eine weſentliche Umgeſtaltung des Zollvereins bin- 
zuwirken. Die „Süddeutſche Preſſe“ bemerkt zu dem Programme, 
daß die große Mehrheit des baterifchen Volkes gewiß mit demſelben 
einverſtanden fein werde. 

Muslaud. 


Wien, 9. Januar. Die Bankdtrektion wird der General- 
Verſammlung der Banfakttonäre folgende Anträge empfehlen: 1) die 
Fortſetzung der Entſchädigungsverhandlungen wegen der Verletzung 
des Notenprivileglums; 2) die Einleitung von Verhandlungen mit 
der Regierung, Behufs Abänderung der Bankakte und der Bank⸗ 
Statuten. 

L Ein Telegramm des „Tageblatt“ meldet, daß in Kandia 
ein bedeutendes Gefecht ſtattgefunden habe, bei welchem dle Türken 


eine Niederlage erlitten hätten. — Der von Seiten eines ruſſiſchen 


Dampfers bei Kandia erfolgte Blokadebruch hat die türkiſche Rr- 
gierung veranlaßt, den Fall den vereinigten Mächten zur Anzeige 
zu bringen und die Abberufung des ruſſiſchen Admirals zu fordern. 

Agram, 9. Januar. Der Landtag wurde heute durch Ver⸗ 
leſung eines Königlichen Reſkripts eröffnet, in welchem derſelbe auf- 
gefordert wirb, die im Jahre 1866 wegen der Kriegsereigniſſe un- 
terbrochene Verhandlung mit dem ungariſchen Landtage durch beider- 
ſeltige Deputationen wieder aufzunehmen. 

Brüſſel, 9. Januar. Die Zentral-Seltion der Deputlrten⸗ 
Kammer bat in Felge des mobifizirten Militär-Geſetzentwurfs das 
Budget des Kriegsminiſterlums um 1,037,000 Frks. verringert. 

Paris, 9. Januar. Die „Patrie“ meldet, daß der preu- 
ßiſche Boiſchaftrr Graf v. d. Goltz beute Morgen eine Konferenz 
mit dem Marquis de Mouflier gehabt hat. 

— Geſetzgebender Körper. Diskuſſton über das Armeegeſeß. 
Nachdem mehrere Artikel des Geſetzes genehmigt waren, wurde das 
Amendement Lambrecht über die Modalitäten, unter welchen die 
Befrelung vom Dienſte zuläſſig ſei, von der Kammer angenommen, 
obwohl ſich der Kriegsminiſter und der Referent Greſſter dagegen 
erklärten. — Picard unterzog die von der Reglerung angeordnete 
Verfolgung mehrerer Jouonale wegen törer Berichte über die Dis- 
kuſſion des Armeergeſetzes einer ſcharfen Kritik und hob hervor, daß 
das Recht der Diekuſſion blerdurch beeinträchtigt fei. Staatsminiſter 
Rouher wies in feiner Erwiderung darauf bin, daß die Journale 
trotz aller Verwarnungen beständig den Art. 42 der Verfaſſung 
verletzen; übrigens beſtrelte die Regierung keintswegs das Recht, 
die Debatten und Beſchlüſſe der Kammern zu diskuttren, doch jet 
es unterſagt, neben dem amtlichen Bericht über die Sitzungen noch 
einen andern zu veröffentlichen. In dem vorliegenden Falle jet 
die Entſcheldung der Behörde abzuwarten. — Thlers fordert, daß 
den Journalen das Recht gegeben werde, ſich in vollſtändiger Wetſe 
über die Kammerverhandlungen auszuſprechen. Es handle ſich bei 
dieſer Frage auch um die Freiheit und Würde des geſetzgebenden 
Körpers. Staateminiſter Rouher erwiderte hlerauf, daß die Ver- 
faſſung nur zwel offizielle Berichte über die Sitzung für zuläffig 
erkläre, einen dritten aber nicht geſtatte. Man müſſe es der rich- 
terlichen Behörde überlaſſen, zu entſchelden, ob es ſich in der vor- 
liegenden Frage um eine Disfufflon der Sitzung, oder um einen 
Bericht über dieſelbe handle. Der Staatmintſter wies ſchlleßlich 
auf eine entſprechende Interpellation hin, welche im Senat im 
Jahre 1861 ſtattgefunden habe, und erklärte, daß dle Regierung 
keintswegs daran denke, das Recht der Diskuffion zu beeinträchtigen. 
Nach Beendigung dieſes Zwiſchenfalles brachte der Abgeordnete 
Bethmont eine Interpellatton ein, betreffend die Erſchwerungen, 
denen neuerdings die Journale wegen Veröffentlichung von Sipungs- 
berichten ausgeſetzt ſelen. 

lorenz, 9. Januar. Aus Meſſina wird gemeldet, daß 
daſelbſt wegen Mangels an Kupfergeld Unruhen ausgebrochen find, 
welche indeſſen keinen ernſten Charakter hatten und ſofort wieder 
unterdrückt wurden. 

Florenz, 9. Januar. Die „Italleniſche Correſpondenz“ 
erklärt die Acußtrungen Parijer Blätter, denen zufolge der Lord 


Clarendon die Miſſion habe, eine Vermittelung zwiſchen dem Kaiſer 
Napoleon und dem König Victor Emanuel auzubahnen, für durch- 
aus ungenau. — Demſelben Blatte zufolge hat dle franzöſiſche 
Regierung dem ſtalieniſchen Kabinet die von letzterem geforderten 
Erklärungen über die vom Staatsminiſter Rouher in der Sitzung 
des geſetzgebenden Körpers vom 5. Dezember gebrauchten Aeuße- 
rungen zugehen laſſen; dleſelben ſollen vollkommen zufriedenſtellen⸗ 
der Art fein. — Der Ingenieur Grattoni beglebt ſich heute nach 
Paris, um wegen mehrerer Zuſatzbeſtimmungen zu der Konvention 
vom Jahre 1862 betreffend den Durchſtich des Mont Cenis zu 
unterhandeln; die weſentlichſten Punkte des neuen Vertrages ſind 
zwiſchen beiden Regierungen bereits feſtgeſtellt. — Die badiſche 
Regierung hat in Gemäß beit des Artikels 13 des zwiſchen Italien 
und dem norddeutſchen Bunde abgeſchloſſenen Schifffahrtsvertrages 
der italteniſchen Regierung ihre Abſicht kundgegeben, dieſem Vertrage 
beizutreten. Die itallenſſche Regierung hat eine entgegenkommende 
Antwort ertheilt. 

Kopenhagen, 5. Januar. Mit großem Bedauern erfährt 
man, daß der Geſundheitszuſtand der Großfürſtin Marie Feodo⸗ 
rowna (Dagmar) in keiner Weiſe befriedigend und daß dadurch die 
Hoffnung auf die Geburt eines künftigen Thronerben ſehr geſchwächt 
iſt. Die Großfürſtin leidet noch immer an den Folgen ihres Un- 
wohlſeins während ibres letztſommerlichen Aufenthaltes in Kopen 
hagen (fausse couche). 

Newyork, 9. Januar. Die Obio-Indlana und Weſt- 
Virginia-demokratiſchen Staaten-Konventionen haben Reſolutſonen 
angenommen, welche ſich für die Ernennung Pendleton's zum Prä⸗ 
ſidenten und für die Auslöſung der in Umlauf befindlichen Fünf⸗ 
Zwanziger Bonds ausſprechen. 


Pommern. 

Stettin, 10. Januar. In der geſtern Abend in der Börje 
ſtattgebabten erſten Sitzung des bier zuſammengetretenen „Hülfs⸗ 
Comité's für Oſtpreußen“ wurde zunächſt ein „geſchäftsfübrender 
Ausſchuß“, beſtehend aus den Herren: Kaufmann Keil als Vor⸗ 
fipenden, Buchhändler Th. v. d. Nahmer als Stellvertreter, Kauf- 
mann W. Meifter als Schatzmelſter, Kämmerer Hoffmann als 
Schriftführer, Reg.-Rath Zitelmann, Kaufmann Otto Kühne— 
mann, Stadtbaurath Hobrecht, Kaufmann Schreiber, Kom- 
merzlenrath Quiftorp, Kaufmann Alexander Schulz, Kaufmann 
Emil Aron und Redakteur Wiemann gewäblt und derſelbe er- 
mächtigt, die eingehenden Gaben nach beſtem Ermeſſen zu verthellen 
und die Geſchäfte zu leiten. Die Verſammlung war einftimmig 
der Anſicht, daß die beim Comité eiugehenden Gelder ſofort zur 
Verwendung kommen ſollen und daß dieſelben nicht in Zentral- 
kaſſen angefammelt werden dürfen. — Nach Beendigung der Sitzung 
des Geſammt⸗Comité's trat der geſchäftsfübrende Ausſchuß zu einer 
beſonderen Berathung zuſammen und beſchloß, geſtügzt auf örtliche 
Gutachten, nachſtehende Summen ſogleich direkt zur Verthellung zu 
bringen: 1) für den Darkehmer Kreis 300 Thlr., 2) für den 
Gumbinner Kreis 300 Thlr., 3) für den Jaſterburger 400 Thlr., 
4) für den Heydekruger 300 Thlr., 5) für den Stallupöner 300 
Thlr., 6) für den Tilſiter 300 Thlr., 7) für den Pillkallener 300 
Thlr., 8) für den Ragniter 300 Tolr., im Ganzen 2500 Thlr. 

— Die bei einzelnen Dragonerregimentern der Armee als 
Probeverſuch angelegte veränderte Bein- und Fußbekleidung, be- 
ſtehend aus graublau melirten enganliegenden Hoſen ohne Lederbeſatz 
und langſchäftigen Stiefeln mit einer Borte fol nunmehr definitiv 
für alle Truppentheile dieſer Spezlalwaffe als etatsmäßige Tracht 
eingeführt werden. 

— Die bisher geltenden Inſtruktlonen für die praftiiche und 
thtoretiſche Ausbildung der einjährigen Freiwilligen ſollen einer Um- 
arbeitung unterworfen werden. 

— Mittelſt Allerhöchſter Kabinets-Ordre vom 5. Dezember 
1867 haben Se. Maj. der König zur Ausführung des § 6 des 
Bundesgeſetzes, betreffend die Verpflichtung zum Krlegodienſte vom 
9. November diſſelben Jahres beſtimmt, daß in denjenigen preu- 
ßiſchen Gebietstheilen, in welchen bisher die Mititärpflicht mit dem 
vollendeten 21. Lebensjahre begann, ſowie in Lauenburg, im Jahre 
1868 alle in der Zelt vom 1. Januar 1847 bis 30. Juni 1848 
geborenen Webrpflichtigen nach Maßgabe der beſtebenden Beſtim- 
mungen zum Militärdienft beranzuztehen ſind, und daß vom Jahre 
1869 ab im ganzen Gebiete des preußifhen Staates und in Lauen⸗ 
burg die Verpflichtung zum Dienfte im ſtebenden Heere, begiehungs- 
weile in der Flotte, mit dem 1. Januar drejenigen Kalenderjabres 
beginnen ſoll, in welchem der Wehrpflichtige das zwanzloſte Lebens- 
jahr vollendet. Der Kriegs- und Marine Miniſter und der Ml- 
niſter des Innern haben dieſer Allerhöchſten Ordre folgende Aus⸗ 
fübrungsbeſtimmungen angeſchloſſen: Die in der Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1847 bis zum 30. Junt 1848, ſowle vom 1. Juli 1848 
bis zum 31. Dezember 1849 geborenen Milltärpflichtigen der be⸗ 
theiligten Gebietstheile find bei der Aus hebung als je eln Jahr- 
gang zu betrachten und zu behandeln, und zwar bilden dieſelben 
in den Jahren 1868, bezüglich 1869 den laufenden Jahrgang. 
In analoger Weiſe ſind die Termine für dle Nachſuchung der Be⸗ 
richtigung zum einjäbrlg-frelwillgen Dienfte ꝛc. rückſichtlich der aus 
den betreffenden Gebletsthetlen gebürtigen Milltärpflichtigen zu mo- 
difiziren. 

— Zu der heutigen, zum Beſten der Nothleldenden in der 
Provinz Preußen ſtattfindenden Opernvorſtellung, waren bereits im 
Laufe des Vormittags fat ſämmtliche Bilelte verkauft. 

— Die Portionenzabl des in den Suppenanſtalten verkauften 
Eſſens ſteigert ſich jetzt täglich. Geſtern ſind verkauft: auf der 
Laſtadie 250, Torney 102, Grünbof 180 Quart. : 

— Unjeren Dieben ſcheint fig zur Zett eine beſondere Lüftern- 
belt nach Fettheringen bemächtigt zu haben, denn von vorgeſtern 
bis geſtern wurden von den Höfen der Häuſer Lindenſtraße 24 und 
Könkgsſtraße 10 wiederum zwei, reſp. „J. C. Mertens u. Co., 
Bergen“ und „I. G.“ ſchwarz fignirte Tonnen Heringe geſtoblen. — 
Von einem verſchloſſenen Hausboden iſt vortzeſtein mittelſt Los⸗ 
brechens des Vorbängeſchloſſes eine Partie Wäſche entwendet worden. 

Grimmen, 9. Januar. Vorgeſtern Abend brannte das 
Wohnhaus des Domänenpächters Zarnke in Prützmannshagen 
ab; die Entſtehungsurſache dis Feuers if noch nicht ermittelt, 

Anelam, 9. Januar. In der heutlgen öffentlichen Sitzung 
der Stadtverordneten fand die Einführung der neu- reſp. wieder⸗ 
gewählten Mitglieder ſtatt. Demnächſt erfolgte die Wahl des Bu- 
reaue. Es waren fämmtliche Mitglieder des Bureaus neu einzu⸗ 


führen, daher Herr Kaufmann Edfardi als älteſtes Mitglied den 
Vorſitz übernommen hatte. 
dorff zum Vorſitzenden, Hr. Dr. Schmidt zum Stellvertreter, Hr. 
Kfm. Keller zum Schriftführer, Hr. Kfm. Schönfeld zum Stellver- 
treter des Schriftführers. 


Es wurden gewählt: Hr. Kfm. Wen⸗ 


Vermiſchtes. 
— (Internationale Arbeiter-Ausſtellung in Lon⸗ 


don.) Das Projekt einer internationalen Arbeiter-Ausftelung 


geht mit ſchnellen Schritten ſeiner Verwirklichung entgegen. Die 
in verſchledenen Diſtrikten unſerer Hauptſtadt beſtehenden Lokal- 
comſtés haben ih mit den Arbeitergeſellſchaften in Paris, Berlin 
und anderen großen Städten des Auslandes in Verbindung geſetzt 
und hegen die Abſicht, Mr. Gladſtone um Uebernahme der Präſt⸗ 
dentſchaft zu erſuchen. Wenn derſelbe zuſagt, ſo ſoll alsdann eln 
Ebrenralh, zum Theil aus Arbeitern, zum Theil aus Leuten von 
Einfluß und praktiſcher Erfahrung gewählt werden, um das Unter- 
nehmen zu leiten. Die Koſten werden vorausſichtlich nicht be⸗ 
deutend ausfallen, da jedenfalls die verſchtedenen Dienſtleiſtungen 
größtentheils gratis geboten werden. Sollte in Folge deſſen dle 
Ausſtellung erfolgreich verlaufen und ein Anſehnliches als Ueber- 
ſchuß abwerfen, jo gedenken dle jetzigen Träger der Idee ein Ge— 
bäude zu errichten, daß als Mujeum für Erfinder dienen und fo 
den Arbeitern für ihre Erzeugniſſe einigermaßen mehr Schuß ge- 
währen würde, als dieſelben unter den beſtehenden Parlaments- 
geſetzen genießen. Letztere in einigen Punkten zu modifiziren, wird 
das Ausſtellunge comité übrigens in der nächſten Seſſton a das 
Parlament ein Geſuch um Reviſton richten. 

— Einem Peſther Hausbeſitzer wurde ein vollſtändig ausge⸗ 
bautes Haus geſtoblen. Wie dies zugegangen, erklärt fi folgen- 
dermaßen. Herr G. erſtand in der Lizttatton ein Haus, die Eigen- 
thümerln ſchuldete dem Zimmermann den Dachſtuhl, dem Baumeiſter 
das ſonſtige Material. Die beiden Herren trugen eines Tages ihr 
Eigenthum wieder ab, führten es fort, und als Herr G. fein neu 
erworbenes Gut beſuchte, fand er nichts davon als den leeren 
Grund, worauf es geſtanden. 

Aus Meidinger. Anfangs Dezember vorigen Jahres kam 
in eine Kirche des Unter-Innthales ein Bauer, der ein Kind zur 
Taufe brachte. Auf die Frage des Geiſtlichen, wie es heißen 
ſolle, ſagte der „Göd“, ſich hinter den Ohren kratzend: „Jetz wear 
ſchon wieder recht dumm tbien, han in Namen vergöſſen.“ Nach 
längerem Beſinnen fiel ihm endlich der Name Nicolaus ein. Nach⸗ 
dem das Kind auf dieſen Namen getauft war, ſchickte ſich der Pathe 
an, die Kirche zu verlaſſen. An der Kirchenthür kehrte er aber 
plötzlich um, und in voller Beſtürzung ſagte er: „O Jeſes! Herr 
Coprater, jetzt hab 1 vergöſſen, das das Kind a Madel is, jetz 
müſſen mir's umtaufen.“ Auf die Bemerkung des Herrn Coopera- 
tors, das ginge nicht, verließ dann der Taufpathe mit feiner Nico⸗ 
lina beſtürzt die Kirche. 


Börſen⸗ Berichte. 
Stettin, 10. Januar. Witterung: trübe. Temperatur — 5 % R. 


Wind: S. — 8 2 
5 An ber Bör ie. * 


—— Weizen etwas niedriger, loco 92 2125 Pfd. gelber uckermärker 10 


bis 104 , bez., ungariſcher 92—98 bez., 83 — hi * 

9973 54,5 % 8 & bez., pfd. gelber Frühjahr 
moggen behauptet, loco pr. 2000 Pfd. 74 76% 34 bez., Januar 

751, 74 Gd., Januar Februar 751 4 Gd., Frühjahr Tor, 

u. 8 Mai Juni 76 % Br. ß * ER 
Gerſte loco per 1750 Pfd. pommt., ſchleſiſche und mähri — 

R be Sr 8. 1500 m 15 a re 
Hafer loco per Ii . 361-3 bez., 47 — f 

NE bez. . Br. re < . * be 50pfd. Frühjahr 

ol ſtille, loco r., Januar 9%, Br., 92 
Gd., März 975, 6 12 15 bez, April⸗Mai 10 . 9 6 G. * % 
ez. 


Zen loco 7 . bez., Januar au N. 
piritus etwas matter, loco ohne Faß 20½ . 
20 34 Br., Januar Februar do. Frühjahr 201, 5 „ 
bez, Mal⸗Juni 20%, %, 74 bez, Juni-Juli 211, 7% bez. u. Br. 
Angemeldet. 200 Etr. Rüböl, 20,000 Ort. Spiritus. 
Regulirungs⸗Preiſe: Weizen —, Roggen 75 ½, Rüböl 9%, 
Spiritus 20. 8 
Hamburg, 9. Januar. Getreidemarkt. Weizen und Roggen loco 
ruhig aber feſt. Weizen auf Termine animirt, pr. Januar 5400 Pfd. netto 
178 Bankothaler Br., 177 Gd., Januar-Februar 177 Br., 176 Gd., pr. 
Frühjahr 177 Br., 176 Gd. Roggen pr. Januar 5000 Pfd. Brutto 138 
Br., 137 Gd., Januar Februar 137 Br., 136 Gd. pr. Frühjahr 136 
Br., 135 Gd. Hafer ſehr ruhig, Mecklenburger 86. Rüböl ohne Kaufluſt, 
loco 22½, per Mai 23½. Spiritus unbeachtet. Kaffee ruhig. Zink 
feſt. Petroleum ſehr ſtille. — Froſtwetter. 
Amſterdam, 9. Januar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Roggen 
auf Termine unverändert, pr. März 306 ½, pr. Mai 309, ſouſt ge⸗ 


ſchäftslos. 2 
Tu ——— ——— 
Steutim, den 10 Januar, 


Hamburg ... 6 Tag. 151%, bz St. Börsennaus-O. -| 4 
2 ... 9 Mt. — It. Schauspielh.-O. 5 — 
Amsterdam » 8 Tag.] 14335 G Pom. Chausseeb.-O,| 5 | = 
„ 2 M.. — Used. Woll. Kreis-0.( 5 — 
London 10 Tag.] 6 25 ½ G [Pr. National-V.-A. - 4 | 119 B 
r 3 Mt. Ze Pr. See- Assecuranz 4 = 
Poris 10 Tg.) 817,5, bz Pomerania 4 119 B 
x LED : ne — Sl: 1 4 105 G 
remen AE . — t. Speicher- A. — 
St. Petersbg.|3 Woh. 93½ G bee = £ == 
Wien» «een: 8 Tag. — Pom. Prov.-Zuckers.] 5 800 @ 
Se 2 Mt. — N. St. Zuckersied. .| 4 — 
Preuss. Bank 4 Lomb. 4 % |Mesch. Zuckerfubrik 4 u 
Sts.-Anl.5457 4 ½ Be Bredower „ 4 — 
„* 9 5 — Walzmühle 5 — 
St.-Sehldsch. 31, — St. Portl.-Cementf. 4 Bi 
P. Prüm.-Anl.] 31, = St. Dampfächlepp G. 5 — 
Pomm. Pfdbr. 3½ Des St. Dampfschiff- V.. 5 a 
0 le u Neue Dampfer-C. 4 RR 
„ Rentenb.| 4 — Germania 97 ½ 
Ritt. P. P. B. A. 4 — Vulkau - 85 8 
Berl.-8t. E. A. 4 — St. Dampfmühle . 4 | 105 G 
5 Prior.) 4 Pommerensd. Ch. F.“ 4 — 
5 5 ;;' * Chem. Fabrik-Ant.-| 4 — 
Starg.-P. E. A. 4½ == St. Kraftdünger-F.-| — == 
„ Por — Gemeinn. Bauges. 5 —— 
St. Stadt-O. . 4% 94 B 


